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Festlegung des Einwirkungsbereichs für den Kavernenspeicher 

Staßfurt gem. § 3 Einwirkungsbereichs-Bergverordnung (Einwir-

kungsBergV) 

Ihr Zeichen: Tobias Flemming 

 

Sehr geehrte Damen und Herren, 

 

nach Prüfung des von der RWE Gas Storage West GmbH (RWE) mit E-Mail 

vom 28.05.2026 eingereichten Einwirkungsbereich für den Kavernenspei-

cher Staßfurt ergeht durch das Landesamt für Geologie und Bergwesen 

Sachsen-Anhalt (LAGB) folgende  

 

Entscheidung 

 

1. Der Einwirkungsbereich wird auf die von der mit E-Mail vom 

28.05.2026 beim LAGB eingereichten Grenzen festgelegt. 

 

2. Der festgelegte Einwirkungsbereich ist im Zusammenhang mit dem 

Nivellement 2029 auf seine Aktualität zu überprüfen. 

 

3. Die Festlegung des Einwirkungsbereichs ist kostenpflichtig. Über die 

Höhe der Kosten ergeht ein gesonderter Kostenfestsetzungsbe-

scheid. 

 

 

  

24.08.2026 

14-34235-311/3/22977/2026 

 

Marwin Manicke 

Durchwahl +49 345 13197-274 

marwin.manicke@sachsen-an-

halt.de 

RWE Gas Storage West GmbH 

RWE Platz 4  

45141 Essen 

 

per E-Mail an: 

t.flemming@rwe.com 
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Begründung 

 

I. 

 

Die RWE, mit Sitz am RWE Platz 4 in 45141 Essen, betreibt seit Jahren den Kavernenspeicher 

Staßfurt. 

 

Mit E-Mail vom 28.05.2026 zeigte die RWE einen nach § 3 Abs. 1 EinwirkungsBergV ermittelten 

Einwirkungsbereich für den Kavernenspeicher Staßfurt in Form eines Schreibens mit beigefügter 

Shape-Datei zur Prüfung beim LAGB an. Ein erweiterter Einwirkungsbereich nach § 5 Einwir-

kungsBergV wurde nicht ausgewiesen. 

Der von RWE eingereichte Einwirkungsbereich umfasst den Clusterplatz der Kavernen 110, 111 

und 112 und betrifft damit das eigene Betriebsgelände, angrenzende Wirtschaftswege und teil-

weise landwirtschaftlich genutzte Fläche. 

 

Der ausgewiesene Einwirkungsbereich basiert auf der Auswertung des gemeinsam mit der 

QEMETICA Soda Deutschland GmbH & Co. KG im Jahr 2025 durchgeführten Präzisionsnivelle-

ments, dessen Auswertung mit Schreiben vom 08.05.2026 beim LAGB eingereicht wurde. 

 

Eine Überprüfung des bestimmten Einwirkungsbereichs soll im Zusammenhang mit dem gemein-

samen Präzisionsnivellement im Jahr 2029 erfolgen. 

 

II. 

 

Die für die Festlegung eines Einwirkungsbereichs nach EinwirkungsBergV zuständige Behörde ist 

das Landesamt für Geologie und Bergwesen Sachsen-Anhalt (LAGB). 

 

Gem. § 1 EinwirkungsBergV ist der Einwirkungsbereich von Untergrundspeichern mit künstlich 

geschaffenem Hohlraum festzulegen. Da die Anlage zu § 2 Abs. 1 EinwirkungsBergV für Unter-

grundspeicher keinen Einwirkungswinkel angibt, hat die RWE diesen gem. § 3 Abs. 1 Nr. 2 Ein-

wirkungsBergV im Einzelfall zu ermitteln. Dabei ist die Festlegung insbesondere durch Messun-

gen, die ein anerkannter Markscheider nach dem Stand der Technik durchzuführen hat, nachzu-

weisen. 

 

Der am 28.05.2026 per E-Mail angezeigte Einwirkungsbereich für den Kavernenspeicher Staßfurt 

wurde vom im Land Sachsen-Anhalt anerkannten Markscheider Herrn Andreas Kanz ermittelt. 
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zu 1.) 

Der Einwirkungsbereich für den Kavernenspeicher Staßfurt wird gem. § 3 Abs. 3 EinwirkungsBe-

rgV in der mit E-Mail vom 28.05.2026 angezeigten Form bekanntgegeben. Ein im Einzelfall ermit-

telter Einwirkungsbereich nach § 3 Abs. 1 EinwirkungsBergV ist gemäß § 3 Abs. 3 Einwirkungs-

BergV dem Unternehmer und öffentlich bekannt zu geben, wenn er von der zuständigen Behörde 

geprüft wurde. 

 

Im der mit Schreiben vom 08.05.2026 eingereichten Auswertung des gemeinsamen Präzisionsni-

vellements ist die Ermittlung des Einwirkungsbereichs nach § 3 Abs. 1 Nr. 2 EinwirkungsBergV 

nachvollziehbar dargestellt. Die Messergebnisse lassen unberücksichtigt, dass der Überwa-

chungs- und Messbereich im Einwirkungsbereich der direkt angrenzenden Altbergbaugrubenfel-

der auf der Ost- sowie auch Westflanke liegt. Die, seit Beginn des Kavernenbetriebs durch den 

angrenzenden Altbergbau im Messbereich, induzierten Höhenänderungen von ca. 1-2 mm/a sind 

auch in den Nivellementsergebnissen enthalten bzw. überlagern diese. Es wäre zwar rein rechne-

risch möglich, dass nur durch die bergbauliche Nutzung der Kavernen, ohne die Einflüsse des 

angrenzenden Altbergbaus, im Jahr 2025 noch kein Einwirkungsbereich im Sinne der Einwir-

kungsBergV vorliegt. Da dies jedoch messtechnisch nicht belegbar ist, wurde der Einwirkungsbe-

reich durch RWE dem LAGB angezeigt. 

 

Ein erweiterter Einwirkungsbereich für besondere Anlagen und Einrichtungen gem. § 5 Einwir-

kungsBergV war nicht auszuweisen. Dies wäre der Fall, wenn einzelne Anlagen oder Einrichtun-

gen wegen ihrer Bau- oder Betriebsweise oder aus anderen Gründen durch Bodenbewegungen 

von weniger als 10 cm beeinträchtigt werden können. 

In bergschadenkundlichen Fachkreisen wird davon ausgegangen, dass bei Senkungsgeschwin-

digkeiten von < 1,0 mm/d auch für die empfindlichste Objektkategorie 0 (historische Bauwerke, 

Chemieanlagen, Großkraftwerke) keine Gefährdung zu erwarten ist. Aus den Messergebnissen 

des gemeinsamen Präzisionsnivellements lassen sich eine maximale Senkungsgeschwindigkeit 

von 10,5 mm/a bzw. 0,029 mm/d ableiten. 

Ebenfalls maßgeblich für die Beeinträchtigung eines Objekts durch Bodenbewegungen ist die 

Schieflage, die durch unterschiedliche Senkungen innerhalb eines Anlagenbereichs auftreten. 

Hier weist die Fachliteratur als Bodenbewegungsgrenzwert für eine zulässige Beanspruchung von 

Objekten der Kategorie 0 einen Grenzwert von 1,0 mm/m aus. Für den vorliegenden Einwirkungs-

bereich der RWE beträgt die maximale Schieflage < 0,2 mm/m. 

Aus diesen Gründen ist von einer Beeinträchtigung von einzelnen Anlagen oder Einrichtungen 

wegen ihrer Bau- oder Betriebsweise oder aus anderen Gründen durch Bodenbewegungen von 

weniger als 10 cm im vorliegenden Einwirkungsbereich nicht auszugehen. 
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zu 2.) 

Wenn nach Festsetzung der Grenze eines Einwirkungsbereichs Tatsachen die Annahme rechtfer-

tigen, dass die Grenze des tatsächlichen Einwirkungsbereichs von der Grenze des festgelegten 

Einwirkungsbereichs erheblich abweicht, hat der Unternehmer gem. § 6 Nr. 1 EinwirkungsBergV 

diesen unter Beachtung der Anforderungen des § 3 Abs. 1 bis 3 EinwirkungsBergV erneut zu er-

mitteln. 

 

Die RWE selbst schlägt eine Überprüfung des festgelegten Einwirkungsbereichs auf Grundlage 

des Nivellements im Jahr 2029 vor. Auf Grundlage des bisherigen Bewegungsverhaltens erscheint 

dieses Vorgehen geeignet, die Grenzen des tatsächlichen Einwirkungsbereichs mit den Grenzen 

des festgelegen Einwirkungsbereichs innerhalb eines angemessenen Zeitraums abgleichen zu 

können. Einsprechend wird dem Vorschlag der RWE gefolgt. 

 

zu 3.) 

Grundlage für die Kostenentscheidung sind §§ 1, 3, 4, 5 und 10 Verwaltungskostengesetz des 

Landes Sachsen-Anhalt und die Allgemeine Gebührenordnung des Landes Sachsen-Anhalt. Da-

nach ist kostenpflichtig, wer Anlass zu der Amtshandlung gegeben hat. Da die RWE den zu prü-

fenden und öffentlich bekannt zu gebenden Einwirkungsbereich ermittelt hat, ist sie auch kosten-

pflichtig. Für diesen Bescheid ergeht ein gesonderter Kostenfestsetzungsbescheid mit eigener 

Rechtsbehelfsbelehrung. 

 

Rechtsbehelfsbelehrung 

 

Gegen diesen Bescheid kann innerhalb eines Monats nach Bekanntgabe Klage beim Verwal-

tungsgericht Magdeburg in Magdeburg erhoben werden. 

 

Mit freundlichen Grüßen 

Im Auftrag 

 

 

Manicke 

 

Dieser Bescheid wurde elektronisch schlussgezeichnet und ist ohne Unterschrift gültig. 

 

Anlagen: 

- Karte des Einwirkungsbereichs 


